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Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 031 Regionaler Vorsorgestandort „Industrie- und 
Gewerbegebiet Plauen-Oberlosa, Teil 1“ (Entwurf, Stand August 2025) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
o. g. Vorhaben wie folgt Stellung. 

Die Stadt Plauen plant mit dem Bebauungsplan Nr. 031 die Entwicklung eines regional bedeutsamen 
Industrie- und Gewerbegebietes am südlichen Ortsrand von Oberlosa zwischen der B 92 und der A 72 
auf einer Gesamtfläche von rund 41 ha bestehend aus einem Gewerbegebiet (GE) im Norden sowie vier 
eingeschränkten Industriegebieten (Gle 1 bis Gle 4) südlich davon.  

Die vorliegenden Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 031 „Regionaler Vorsorgestandort Industrie- und 
Gewerbegebiet Plauen-Oberlosa“ zeigen, dass der Grünordnungsplan in seinen Grundaussagen weitge-
hend berücksichtigt wurde, die Eingriffe in Natur und Landschaft jedoch sehr erheblich sind und zum 
Teil nur unter Annahme ambitionierter Zielerreichung kompensiert werden. Aus Sicht des Naturschutzes 
bestehen daher weiterhin wesentliche fachliche und rechtliche Unsicherheiten, die durch Nachschär-
fung der Festsetzungen und ergänzende verbindliche Regelungen zu verringern sind. 
 

1 Feldlerche und CEF-Maßnahmen rechtssicher absichern 

Nach den aktuellen faunistischen Erhebungen gehen durch das Vorhaben zwei Feldlerchenreviere im 
bzw. am Plangebiet vollständig verloren. Zur Wahrung des artenschutzrechtlich gebotenen Funktions-
erhalts werden CEF-Flächen eingerichtet. Auf der CEF-Fläche 2 wurde im Monitoring 2025 jedoch ledig-
lich ein Brutpaar festgestellt, obwohl mindestens zwei Brutpaare angestrebt werden. Vor diesem Hin-
tergrund ist der funktionale Erhalt der Fortpflanzungsstätten derzeit nicht gesichert; es besteht das 
Risiko, dass Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zerstört werden. Der Gut-
achter selbst empfiehlt eine weitere Aushagerung der Fläche sowie die Anlage von mindestens zwei 
Brachestreifen à ca. 0,25 ha zur Verbesserung der Habitatqualität. 

Forderungen: 

• Die empfohlenen Optimierungsmaßnahmen (Aushagerung, Anlage von Brachestreifen, Pflege-
konzept) sind nicht nur gutachterlich zu erwähnen, sondern als verbindliche Festsetzungen bzw. 
als konkret geregelte Verpflichtungen in einem städtebaulichen Vertrag festzuschreiben (ein-
schließlich Fristen, Pflegevorgaben und Erfolgskontrollen) 
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• Die bauliche Umsetzung auf den betroffenen Bauflächen darf erst beginnen, wenn der Nachweis 
eines funktionsfähigen Ersatzlebensraums (mindestens zwei erfolgreich besetzte Feldlerchen-
reviere auf den CEF-Flächen über mehrere Jahre) dokumentiert ist. Dies ist durch ein verbindli-
ches Monitoring- und Nachsteuerungskonzept mit klar benannten Konsequenzen bei Nichter-
folg zu unterlegen. 

 

2 Wasserhaushalt und Eiditzlohbach besser schützen 

Der Quellbereich des Eiditzlohbaches ist als besonders schutzwürdiger Biotopbereich mit hoher ökolo-
gischer Bedeutung beschrieben, dessen Einzugsgebiet durch die Planung weitgehend überbaut wird und 
der ohne wirksame Maßnahmen stark in seiner Wasserführung beeinträchtigt werden könnte. Gleich-
zeitig ist der Eiditzlohbach Vorfluter des geplanten Regenwasserrückhaltebeckens, durchfließt ein künf-
tiges Naturschutzgebiet („Mühlteiche Unterlosa“) und mündet in die Talsperre Pirk als EU Badegewäs-
ser. 

Forderungen: 

• Die Dimensionierung, Funktionsweise und Betriebsführung des Regenwasserrückhaltebeckens 
sind um verbindliche Anforderungen zu ergänzen (Mindestvolumen, Absetzbereiche, Drossel-
abflüsse, Havarievorsorge), einschließlich eines Pflichtprogramms zur regelmäßigen Kontrolle, 
Wartung und Dokumentation. 

• Es ist ein verbindliches Monitoring der Wasserqualität und der Abflussregime des Eiditzloh-
bachs in Bau- und Frühbetriebsphase festzusetzen, mit klar geregelten Reaktionsmechanismen 
(z.B. zusätzliche Reinigungsstufen, Nachrüstung von Vorreinigungsanlagen) bei festgestellten 
Verschlechterungen. 

 

3 Versiegelung, Begrünung und Klimaanpassung 

Die Planung führt zu umfangreichen Neuversiegelungen und erhöhten Belastungen für Boden, Klima und 
Wasser, die vor allem über Entsiegelungsmaßnahmen im Außenbereich (Haselbrunn) und extensive 
Begrünungsmaßnahmen kompensiert werden sollen. Zwar sind Dachbegrünungen und eine Pflicht zur 
Nutzung von Photovoltaikmodulen festgesetzt, gleichzeitig eröffnen die Ausnahmeregelungen (insbe-
sondere bei leichten Hallenkonstruktionen sowie bei anderweitiger Nutzung erneuerbarer Energien) 
einen erheblichen Spielraum, der den geplanten Klimaschutzbeitrag relativiert. 
 
Forderungen: 

• Die Ausnahmen von der Dachbegrünungspflicht sind auf klar begründbare technische Einzel-
fälle zu beschränken. Die Entscheidungsgrundlagen und Nachweispflichten sind transparent zu 
regeln (z.B. statische Nachweise, Wirtschaftlichkeitsgrenzen), um eine pauschale Berufung auf 
„Unzumutbarkeit“ zu verhindern. 

• Dachbegrünung und Photovoltaik sind als Regelfall in Kombination vorzusehen, da die Unterla-
gen selbst deren Vereinbarkeit bestätigen. Ein Verzicht auf PV sollte nur bei technisch zwingen-
der Begründung zugelassen werden, nicht allein über den Verweis auf andere erneuerbare Ener-
gien. 

• Die Vorgaben zu wasserdurchlässigen Belägen, Baumscheibengrößen und Pflanzdichten soll-
ten als Mindeststandard formuliert und durch zusätzliche Anforderungen zur langfristigen 
Erhaltung (Nachpflanzungspflichten, Mindestdurchgrünungsgrad je Grundstück) ergänzt wer-
den, um den Kompensations- und Klimaanpassungseffekt dauerhaft zu sichern. 
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4 Landschaftsbild, Erholung und Lärm vorsorgender berücksichtigen 

Die Planunterlagen weisen selbst auf erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der 
landschaftsgebundenen Erholungsfunktion hin. Betroffen sind sowohl Flächen im direkten Umfeld des 
Plangebietes als auch Bereiche des geplanten Landschaftsschutzgebietes „Taltitz–Unterlosaer Kup-
penland“ und der regional bedeutsamen Wander- und Reitrouten. Zugleich besteht bereits heute eine 
hohe Vorbelastung durch A 72 und B 92, auf die das Vorhaben mit weiteren Versiegelungen und Emis-
sionen aufsetzt. 
 
Forderungen: 

• Die Maßnahmen zur landschaftlichen Einbindung (Böschungsbegrünung, Hecken, Baumreihen, 
Pflanzflächen A1–A4) sind weiter zu konkretisieren: Mindesthöhen der Gehölze, verbindliche 
Entwicklungsziele (z.B. geschlossene Heckenstrukturen nach x Jahren), Pflanzabstände und 
eine gesicherte Pflege über einen ausreichend langen Zeitraum sollten festgeschrieben werden. 

• Vor dem Hintergrund der kumulativen Lärmbelastung am Ortsrand Oberlosa sollten die immis-
sionsschutzrechtlichen Festsetzungen nachgeschärft werden, etwa durch weitergehende 
Begrenzungen besonders lärmintensiver Nutzungen in sensiblen Randlagen, verschärfte Emis-
sionskontingente in den Abend- und Nachtstunden sowie die Festlegung zusätzlicher passiver 
und aktiver Schallschutzmaßnahmen 

 

5 Umsetzungssicherheit, Monitoring und Nachsteuerung stärken 

Die Planunterlagen sehen ökologische Baubegleitung, Monitoring und Effizienzkontrollen insbesondere 
für CEF-Maßnahmen und Kompensationsflächen vor, bleiben jedoch bei der Frage der verbindlichen 
Konsequenzen im Falle der Zielverfehlung relativ offen. Gleichzeitig wird ein deutlicher Kompensations-
überschuss in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung in Aussicht gestellt, der nur dann tatsächlich eintritt, 
wenn alle Maßnahmen fachgerecht umgesetzt und ihre Zielzustände erreicht werden. 
 
Forderungen: 

• Für alle wesentlichen Kompensations- und CEF-Maßnahmen sind klare, messbare Erfolgskrite-
rien (z.B. Vegetationsstruktur, Arteninventar, Brutpaarzahlen) sowie verbindliche Zeiträume zur 
Zielerreichung festzulegen. 

• Es ist ein verbindliches Nachsteuerungsregime zu verankern: Werden die definierten Zielzu-
stände innerhalb der vorgesehenen Fristen nicht erreicht, sind automatisch zusätzliche oder 
nachbessernde Maßnahmen auszulösen (z.B. Erweiterung von Flächen, Anpassung der Pflege-
konzepte, zusätzliche Strukturmaßnahmen). 

• Die Ergebnisse des Monitorings sollten in regelmäßigen Abständen der Unteren Naturschutz-
behörde und den anerkannten Naturschutzvereinigungen vorgelegt werden; eine Beteiligung 
dieser Akteure bei der Festlegung und Bewertung von Nachsteuerungsmaßnahmen ist vorzu-
sehen. 

 

6 Schlussbemerkung 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Bebauungsplan wesentliche Inhalte des Grünordnungs-
plans übernimmt und durch zusätzliche Festsetzungen im Bereich Begrünung, Artenschutz und erneu-
erbare Energien weiterentwickelt, die erheblichen Eingriffe in Natur und Landschaft jedoch nur unter 
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optimistischer Annahme einer vollständigen Zielerreichung der vorgesehenen Maßnahmen kompen-
siert. Aus Sicht des Naturschutzes besteht daher ein erhebliches Erfordernis, die artenschutzrechtlichen 
CEF-Maßnahmen (insbesondere für die Feldlerche), den Schutz des Wasserhaushalts und des Eiditzloh-
bachs, die Vorgaben zur Klimaanpassung sowie die Umsetzungssicherheit und Nachsteuerung der 
Kompensation durch rechtlich verbindliche, klar quantifizierte und kontrollierbare Festsetzungen und 
ergänzende vertragliche Regelungen zu stärken.  
 
Der BUND Sachsen bittet, die genannten Hinweise und Forderungen bei der weiteren Planbearbeitung 
zu berücksichtigen und die Planung entsprechend nachzuarbeiten. Des weiteren bitten wir um weitere 
Beteiligung am Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


